
d:\users\renardy\appdata\local\microsoft\windows\temporary internet files\content.outlook\57qo7ps0\disclaimer_scanned_documents.docx 

 
 
 
 
 
Disclaimer: unless otherwise agreed by the Council of UPOV, only documents that have been adopted by 
the Council of UPOV and that have not been superseded can represent UPOV policies or guidance. 
 
This document has been scanned from a paper copy and may have some discrepancies from the original 
document. 
 
_____ 
 
Avertissement:  sauf si le Conseil de l’UPOV en décide autrement, seuls les documents adoptés par le 
Conseil de l’UPOV n’ayant pas été remplacés peuvent représenter les principes ou les orientations de 
l’UPOV. 
 
Ce document a été numérisé à partir d’une copie papier et peut contenir des différences avec le document 
original. 
_____ 
 
Allgemeiner Haftungsausschluß:  Sofern nicht anders vom Rat der UPOV vereinbart, geben nur Dokumente, 
die vom Rat der UPOV angenommen und nicht ersetzt wurden, Grundsätze oder eine Anleitung der UPOV 
wieder. 
 

Dieses Dokument wurde von einer Papierkopie gescannt und könnte Abweichungen vom Originaldokument 
aufweisen. 
 
_____ 
 
Descargo de responsabilidad: salvo que el Consejo de la UPOV decida de otro modo, solo se considerarán 
documentos de políticas u orientaciones de la UPOV los que hayan sido aprobados por el Consejo de la 
UPOV y no hayan sido reemplazados. 
 
Este documento ha sido escaneado a partir de una copia en papel y puede que existan divergencias en 
relación con el documento original. 
 
 
 
 
 



545 
DC/DC/3 
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INTERNATIONALER VERBAND ZUJ\!1 SCHUTZ VON PFLANZENZUCHTUNGEN 

GENF 

DIPLOMATISCHE KONFERENZ 

ZUR REVISION DES INTERNATIONALEN 0BEREINKOMMENS 

ZUM SCHUTZ VON PFLANZENZ0CHTUNGEN 

Genf, 9. bis 23. Oktober 1978 

ENTWURF 

INTERNATIONALES OBEREINKOMMEN 
ZUM SCHUTZ VON PFLANZENZOCHTUNGEN 

(Praambel und Artike1 13, 26 und 37) 

vom Sekretariat dem Redaktionsausschuss vorge1egt 
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Seik 1 

'Praambe1: 

DIE ·•u• .. sa; ., , l/e~ttA~ssrAATt'V O•SJtS .Al!e.lt~ '~ cto'Tf'f~lVJ 
I n d e r E r w a g u n g , dass das Internationa1e Obereinkommen zum I 

Schutz von Pf1anzenzlichtungen vom 2. Dezember 1961, geandert durch die zusatz-
akte vom 10. November 1972, sich als wertvol1es Instrument fUr die internatio-
na1e Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Schutzes von Zlichterrechten erwiesen hat, 

tl\fJ(~ 
I n B e s t a t i g u n g ~ in der Praambel ZU ~ Obereinkommen 

enthaltenen Erklarungen des Inhalts, dass 

sie von der Bedeutung uberzeugt sind, die dem Schutz neuer Pflan­
zensorten nicht nur fur die Entwicklung der Landwirtschaft in 
ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet, sondern auch fUr die Wahrung der 
Interessen der Zuchter zukommt, 

dass sie sich der besonderen Probleme bewusst sind, die sich aus 
der Zuerkennung und dem Schutz des Zlichterrechts auf diesem Gebiet 
ergeben, insbesondere, dass die Erfordernisse des offentlichen 
Interesses der freien Ausubung eines solchen Rechts Beschrankungen 
auferlegen konnen, 

dass sie es fur hochst wlinschenswert ha1ten, dass diese Probleme, 
denen sehr viele Staaten berechtigte Bedeutung beimessen, von 
diesen Staaten nach einheitlichen und klar umrissenen Grundsatzen 
gelost werden, 

I n d e r E r w a g u n g , dass in jlingster Zeit der Gedanke des 
Schutzes von Zlich~errechten einen starken ~iderhall in vielen Staaten gefunden 
hat, die .. -:~rein.kor•iffien noch nicht beigetreten sind, 

A n g e s i c h t s d e r T a t s a c h e dass bestirre:~te technische 
Anderungen notwendig sind, urn diesen Staaten die Annahmen des Obereinkomrnens zu 
erleichtern, 

I n d e r E r w a i t e r h i n , dass einzelne Be-
stimmunaen iiber die Arbeit Obereinkornr!'.en gesch~_ff~nen Verbands im 
Lichte der Edahl.-unaen;rr:;d~;runasbed~rftiqsi~, 

ot\c~~ 
I n d e r J r w a g u n g , dass diese Ziele am besten durch die Re-

vision lieS !ii · sp-/kWd nObereinkommens 7 p-- 7?77i'-"t·pgq ·-gz 
2. bctdttiSC£ BB!J d£61. &= ' •s IJHI, verwirk-
licht werden, 

Haben folgendes vereinbart:J' 
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Sesk 2, 
Artikel 13 

Sortenbezeichnung 

(1) M'fl'!'! Sorte ist mit einer Sortenbezeichnun ,aaeis Batstaagsbsezc±cliiidl!iij!j.. zu 
kennzeichnen,rTiie Verbandsstaaten stellen sicher, ass, vorbehaltlich des Absatzes 4, 
keine Rechte an der Bezeichnung, die als Sortenbez ichnung eingetragen ist, den 
freien Gebrauch der Beze·chnunq einschr~nken, auc. ~icht nach hblauf des Schutzes. 

,-,~ tvb " ""!l Mtl+ .c,., .Soto' 
(2) Diese Sortenbezeichnun~ muss die Ide ifiziec'..lng der Sorte ermoglichen. 

Sie darf nicht ausschliesslich aus Zahlen b eben, ausser soweit dies eine fest­
stehende Praxis fUr die inLsa(ennzeichnung n dem b•t••ffl dea Verbandsstaa'tJTst. 
Die Sortenbezeichnung darf nicht geeignet sein, hinsich.tlich der Merkmale, des 
Werts oder der Identitat der Sorte oder der Identitat des Zlichters irrezuflihren 
oder Verwechslungen hervorzurufen. Sie muss sich insbesondere von jeder Sorten­
bezeichnung unterscheiden, die in einem der Verbandsstaaten eine bereits vorhan­
dene Sorte derselben botanischen Art oder einer verwandten Art kennzeichnet. 

{3) Die Sortenbezeichnung der Sorte wird von dem Zlichter bei der in Arti­
kel 30 vorgesehenen Behorde hinterlegt. Stellt sich heraus, dass diese Sortenbe­
zeichnung den Erfordernissen des vorstehenden Absptzes nicht entspricht, so ver­
weigert die Behorde die Eintragung und verlangt von dem Zuchter, dass er inner­
halb einer vorgeschriebenen Frist eine andere Sortenbezeichnung vorschlagt. Die 
Sortenbezeichnung wird gleichzeitig mit der Erteilung des Schutzrechts gemass 
Artikel 7 eingetragen. 

(4} Altere Rechte Dritter bleiben unberuhrt. Wird die Benutzung der Sorten­
bezeichnung einer Person, die gemass Absatz 7 zu ihrer Benutzung verpflichtet ist, 
auf Grund eines alteren Rechts untersagt, so verlangt die zustandige Behorde von 
dem Zlichter, dass er eine andere Sortenbezeichnung vorschlagt. 

(5) Eine Sorte darf in den Verbandsstaaten nur unter derselben Sortenbe­
zeichnung angemeldet werden. Die fur die Schutzrechtserteilung zustandige Behorde 
eines jeden Staates ist verpflichtet, die so hinterlegte Sortenbezeichnung ein­
zutragen, sofern sie nicht feststellt, dass diese Sortenbezeichnung in ihrem 
Staat ungeeignet ist. In diesem Fall kan~ die Behorde von dem Zlichter verlangen, 
dass er eine geeignete andere Sortenbezeichnung vorschlagt. 

{6) Die zustandige Behorde jedes Verbandsstaats stellt sicher, dass die zu­
standigen Behorden der anderen Verbandsstaaten uber den Sortenschutz betreffende 
Angelegenheiten, einschliesslich insbesondere der Einreichung, Eintragung und 
Streichung solcher Sortenbezeichnungen, unterrichtet werden. Jede Behorde kann 
der Behorde, die diese Bezeichnung mitgeteilt hat, etwaige Bemerkungen zu der 
Eintragung einer Sortenbezeichnung zugehen lassen. 

(7) Wer in einem Verbandsstaat Vermehrungsmaterial einer in diesem Staat 
geschutzten Sorte feilhalt oder gewerbsmassig vertreibt, ist verpflichtet, die 
Sortenbezeichnung auch nach Ablauf des Schutzes dieser Sorte zu benutzen, sofern 
nicht gernass Absatz 4 altere Rechte dieser Benutzung entgegenstehen. 

(8) Beim Feilhalten oder dem gewerbsmassigen Vertrieb der Sorte darf eine 
~abrik- oder Handelsmarke, ei~c Handelsbezaichnung ader eine andere ahnliche An­
gabe mit der eingetragenenen Sortenbezeichnung in Verbindung gebracht werden. Auch 
wenn eine solche verbindung hergestellt wird, muss di2 Sortenbezeichnung leicht er­
J<~nnbar sein. 
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Artikel 26 

Finan zen 

l. Die Ausgaben des Verbands werden gedeckt aus 

a) den Jahresbeitragen der Verbandsstaaten, 

b) der Vergutung fur Dienstleistungen, 

c) sonstigen Einnahmen. 

2. a) Der Anteil jedes Verbandsstaates an dem Gesamtbetrag der Jahresbeitrage 
hangt von dem Betrag und von der Zahl der von ihrn nach Absatz 3 aufzubringenden 
Beitragseinheiten ab. Dieser An~il wird nach Absatz 4 berechnet. 

b) Die Zahl der Beitragseinheiten wird in ganzen Zahlen oder Bruchteilen hier­
von ausgedruckt, wobei die Mindestzahl ein Funftel einer ganzen Zahl ist. 

3. a) Fur jeden Staat, der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Konvention be­
reits dem Verband angehort, ist die Zahl der von ib~ aufzubringenden Beitragsein­
heiten mit der Zahl von Einheiten identisch, die von ihrn unrnittelbar vor diesem 
Zeitpunkt nach dem ubereinkornrnen von 1961 oder der Zusatzakte von 1972 aufzubringen 
waren. 

b) Jeder andere Staat gibt bei seinem Anschluss an den Verband in einer an den 
Generalsekretar gerichteten Erklarung die Zahl der Beitragseinheiten an, die er 
aufbringen will. 

c) Jeder Verbandsstaat kann jederzeit in einer an den Generalsekretar gerichte­
ten Erklarung eine Zahl von Beitragseinheiten angeben, die von der Zahl von Bei­
tragseinheiten abweicht, die von iTh~ nach den Unterabsatzen a oder b aufzubringen 
sind. Wird eine solche Erklarung wahrend der ersten sechs Monate eines Kalenderjah­
res abgegeben, so wird sie mit Beginn des folgenden Kalenderjahres wirksam; in 
sonstigen Fallen wird die Erklarung mit Beginn des Kalenderjahres wirksarn, das 
dem Jahr folgt, in dem sie abgegeben wurde. 

4. a) Fur jede Haushaltsperiode wird der Betrag, der einer Beitragseinheit ent­
spricht, dadurch ermittelt, dass der Gesarntbetrag der Ausgaben, die in dieser 
Periode aus Beitragen der Verbandsstaaten aufzubringen sind, durch die Gesamtzahl 
der von diesen Staaten aufzubringenden Linheiten geteilt wird. 

b) Der Betrag des Beitrags jedes Verbandsstaates wird dadurch ermittelt, dass 
der Betrag, der einer Beitragseinheit entspricht, mit der Zahl der von diesem Staat 
aufzubringenden Beitragseinheiten vervielfacht wird. 

5. a) Ein Verbandsstaat, der mit der Zahlung seiner Beitrage im Rlickstand ist, kann 
vorbehaltlich des Absatzes b sein Stirnrnrecht im Rat nicht ausuben, wenn der ruck­
standige Betrag die Surnrne der von ihm fur die zwei vorhergehenden vollen Jahre ge­
schuldeten Beitrage erreicht oder libersteigt, ohne jedoch von dem aus diesem Dber­
einkornrnen ergebenden Pflichten befreit zu sein und ohne die anderen sich aus dem 
Dbereinkornrnenden ergebenden Rechte zu verlieren. 
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b) Der Rat kann einem solchen Staat jedoch gestatten, sein Stimmrecht weiter aus­
zuuben, wenn und solange der Rat uberzeugt ist, dass der Zahlungsrlickstand eine Fol­
ge ausscrgewohnlicher und unabwendbarer Umstande ist. 
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Ausnahmerege1ung fur den Schutz 
unter zwei Schutzrechtsformen 
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~6k.( t (-1) 
li\ llle\otiV 1(_, 1M .._ ~ / 

{1 \"jii,;g;~ei"Fes lliikel~~esat"ZT ka;;;;"j'OdSrStaat.~d;; . r~A~;;j_~f" der ~~' ·-·· .. 
\ '' Frist, wahrend der dies z·ur Unterzeichnung aufliegt Schu~z unte: ~ _ 

~ unterschiedlichen Forrnen, auf die in verw~esen w~rd, 
~ fur dieselbe Gattung oder Art vorsi ht, diese Praxis fort~etzen, wenn e: . l 
·:·.·dies zum Zeitpunkt der Unterzeichnung lku til •e oder der H~nterlegur:g se~ne~. L t u ; 

_,;~<~;~~~~~,;~::;;~~, ..,":'~~~;;r~~~1~1.;!~~-~!~:u::.:.::_d::..~ ~~:~ :~e ~ 

PaJt~t;t.,b~v \(~i-- ~~ lA~ .. ~"'~? 
i 

(2) Wird in exhern Verbandsstaat, auf den Absatz 1 anwendbar ist, urn Schutz 
nach dem Patentgesetz nachgesucht, so kann dieser Staat abweichend von den Arti­
ke1n 6~d 8 die ~PBIP@skriterien und die Schutzdauer des Patentgesetzes auf 
die nach diesem Gesetz schutzfahigen Sorten anwenden. 

(3) Der genannte Staat kann jederzeit dem Genera1sekretar notifizieren, dass 
er die nach Absatz 1 vorgenommene Notifikation zurlicknimmt. Eine so1che Zurlick­
nahme wird zu dem Zeitpunkt wirksam, den der Staat in der Notifikation der Zurlick­
nahme angegeben hat. 


